
Denn dann kommt eicht, Ww1e La eım BEH-Urteil 0O 1968 unter 15/66
falschen Konsequenzen, die sıch dann al Nachteil aller Ordensgemeinschaften

auswirken.
Die deutschen Orden können Iso In iıhren notwendigen Auseinandersetzungen mi1t
dem Staat /11LUYT dann Erfolg haben, WEenn S1e nicht singulär, sondern abgestimmt DOT-

gehen Un auf der Basıs des Ordens- und Staatskirchenrechts argumentieren. Darum
ıst das BEH-Urteil v“O Maı 1906686 ın besonderer Weise deshalbh U  - Interesse,
weil der BFEH Seiner 1962 begonnenen Linie IYeu bleibt, daß nämlich das, WAS durch
das Recht der Kirche den Orden verbindlich iSst, daß Iso ordensrechtliche Regelungen
für die Finanzbehörden nicht unerheblich se1in können.

IIL ÖNNEN NTERHALTSAUFWENDUNGEN FÜ DIE WIRTSCHAFTI-
LICHEN GESCHÄFTSBETRIEBEN VO  PE ORDENSGEMEINSCHAFTEN

RDENSMITGLIEDER ALS BETRIEBSAUSGABE. ABGESETZT
WERDEN?

Urteil des undesfinanzhofes VO. November 1968
Aktenze!l!'  en 15/66

Die Revisionsklägerin (Steuerpflichtige) ist 1Ne als gemeinnützig anerkannte
Ordensgenossenschaf{ft. Eine InT angehörende rdensschwester 1st al Verfasserin
eines es hervorgetreten, das VO Mutterhaus vertrieben un!' 1mM Unterricht

den VO.:  ) der Steuerpflichtigen unterhaltenen ehranstalten verwendet wird.
Der bis A0 Junı 1961 auiende Verirag mit dem erjeger des es War VO  5

der Steuerpflichtigen abgeschlossen un die Honorareinnahmen neben den
Gewinnen aus dem ertrıe des es der Steuerpflichtigen zugerechne worden
(Unterhalfung eiNnes wirtschaftli:  en Geschä{ftsbetriebes; Abs NT. Ü  6
Am Junı 1961 die Verfasserın auf nNnregun. der Steuerpflichtigen den
Verlagsverirag für wel Neuauflagen ın eigener Person ab Das ihr AaUus dem Ver-
trag zufließende ONOKLAT nNnat S1e, SsSoweit nıcht VO Verlag unmı!  elbar die
Steuerpflichtige gezahlt wurde, die Steuerpflichtige abgeführt
Der Revisionsbeklagtfe (das FA) hat auch die f{ür die e1it nach dem 26 Juni 1961
angefallenen Honorareinnahmen der Steuerpflichtigen zugerechnet, da ın dem
ertragsabschlu. VO. unı 1961 1nNne Steuerumgehung nach des Steuer-
anpassungsgesetzes sehen Se1 un das Trteıl des BE  H VI VO. al Mai
1962 (BEFH (9I, 142. III 1962, 310) er 1m Streitfall nıcht Z  — Anwendung
gelange Die Steuerpflichtige, die demgegenüber unaäachst der Ansıcht Wal, da ß
die fUr die e1t nach dem Jun1 1961 angefallenen Honorareinnahmen nıcht VO.  -

INr, sondern allenfalls VO  5 der Verfasserıin des es selbst versteuern selen,
hat 1m Verfahren VOTLT dem ausgeführt, dalß ın der Vergabe des Verlagsrechts
e1n wirtschaftlı  er Geschäftsbetrie mangels Nachhaltigkei nıcht gefunden WeI’' -

den koönne. Allenfalls handele sich insoweit eın Geschäft der Vermögens-
verwaltun Der ertirıe des es, der eın wirtscha{ftlicher eschäftsbetrie
sel, habe mit der vertraglichen Überlassung des Verlagsrechts nıchts un

INSPTCU: un erufung blieben hne Erfolg Das führte aus
Die Steuerpäl  tlge habe die Urheberre: der Verfasserin Ure die Vergabe des
Verlagsrechts IUr die einzelnen uIlagen des es wirtschaf{ftflich genutzt Das
ge. sowohl hinsichtlich der VO.  ®} ihr selbst abgeschlossenen Verlagsvertiräge
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BFH-Urteıil VO Januar 1964, BE  H O JIO, I11 1964, 206) a1S
auch nach ihrer eigenen Einlassung fur den Verlagsverirag VO Jun1ı 1961
S1ie habe amıft, WwW1e jeder u{Oor, der seine er wirtschaftlich nutze, ıne selb-
ständige Tätigkeit ausgeü Auch der erforderlı  en Nachhaltigke1i dieser
Tätigkeit habe nıicht gefehlt, da die Steuerpflichtige sich durch wiederholte
Vergabe des Verlagsrechts ın einer nzahl VO.  5 Verirägen iur eweıils iıne oder
einzelne uIilagen ın dem usmalj wirtschaftli:  en Verkehr beteiligt habe,
das TUr die Nutzung der Aaus einem uche iıch un geboten SEe1. Na  ß
Lage der Sache werde S1e dlies auch ın Zukunft welterhın Lun. IDa diese Tatıgkeit
sich inhrem Inhalt nach nıcht als 1ıne reine Vermögensverwaltun darstelle
un auch nıcht qals nschädli 1 Sinne der Bestimmun. des der Gemein-
nützigkeitsverordnung (Gem V) VO. Dezember 1953 1953, ‚U -

sehen sel, stelle S1Ee sich 1n ihrer Gesamtheit als eın wirtschaftlı:  er eSs!  91ls-
betrieb 1M S1iNnne des 6 Abs em V dar. Die iınkunite AaUS diesem wirtischafiti-
en Geschäftsbetrie selen durch die Veranlagung zutreffend erfaßt worden. IS
treife ‚.Wal Z dalß die bel der Abfassung und Überarbeitung des 8 enNt-
standenen Osten als Aufwand VO  5 den jeweiligen Einnahmen abzuzlehen selen.
Im Streitjahr 1961 SEe1 das Buch Je nıcht verfaßt un nach dem Vorbringen
der Steuerpflichtigen auch nicht überarbeite worden.

egen diese Ents:  eidung richtet sich die als Revision behandelnde Rechtsbe-
chwerde der Steuerpflichtigen, deren Begründung S1e vortiragen 1aßt

Die Vorents  eidung werde 1Ur insoweit angegrIı.  en, als sich ihre Fesistellung,
daß das Buch 1mM treitjahr weder verfaßt noch überarbeitet worden sel, fUur S1e
nachteilig auswirke. Das habe diesen un ggl. weılıter aufklären mussen.
An dem Buch werde VO.  - der Verfifasserin aufend gearbeitet Diıje leizie Auflage
Se1 1m Jahre:1962 erschlienen. anaı: mußten die Vorarbeiten füur die Neuauflage
1mM Streitjahr erfolgt sSe1n. Z berücksichtigen sel]len insbesondere die osten

1U UG die Anfertigung der OTOS undfüur die experimentellen Vorarbeiten,
1S'  ees, Tg das Korrekturlesen der Neudrucke, FÜ Geschäftsreisen Z Verlag
SOW1e f{ür die Ausgabe VO.  5 Werbeexemplaren Daneben sel]en auch die ostien
der Steuerpflichtigen IUr den Unterhalt der Verfasserıiın als Betriebsausgaben
zuerkennen, WenNnn INda.  ® inr die Honorareinnahmen qals steuerpflichtig zurechne.

AUS DE  I GRÜNDEN
Die Revision IST icht begründet

Soweit die Steuerpflı  tıge sıch die Auswirkungen der Feststellung des
wendet, daß nach ihrem eigenen Vorbringen 1mM Streitjahr Aufwendungen AUS

bal der Abfassung un! Überarbeitung des es nıcht entstanden selen, kann
der ena iın nıcht folgen Die Ents:  eidung des entspricht insoweit dem
unter Beweis gestellten Vorirag der Steuerpflichtigen 1mM Schriftsatz VO WFe-
bruar 1964 S1ie kann deshalb 1mM Revisionsverfahren nicht mit der Behauptung
des Gegenteils des bisherigen orbrıngens angegrı  en werden.

Was die Abzugsfähigkei1 der Aufwendungen der Steuerpflichtigen fUÜür den
teiligen Unterhalt der Verfasserıiın Gn denen die Steuerpflichtige insbe-
Ssondere Kost un Wohnung, eidung, Kranken- un Altersversorgung rechnet,
kann der ena ihrem nirag ebenftfalls nıicht entsprechen. Die Übernahme dieser
Aufwendungen durch die Steuerpilichtige STE. einmal mi1t der Übertragung der
Urheberre durch die Verfasserın auf S1e ın keinem unmıittelbaren wirtschafit-
lichen Zusammenhang, hier als ein solcher Zusammenhang kausaler Arti verstan-
den vgl Freudling, Stieuer un! Wirtschafit 1963 Sp 101) Dies olg Aaus der Auf-
nahme der Verfasserin ın die Ordensgemeinschaft als rdensschwester. Die AÄAutf-
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nahme ın die Ordensgenossenscha{t TOoLITe. 1st e1in zweiseitiger Verirag Mit AD=-
Jegung bereits der einfachen Profeß gehört ‚War der Ordensgenossenschaf{ft, Was
die Professen Uur‘ eigene geistige der körperliche Arbeit erwerben. Anderer-
SE1ITIS begründet ber die un der Pro{ifel als eın SSa IUr die Professen

und ‚WalLlLr unabhängı. VO.  > ihrer Möglichkeit, dem en durch geistige der
körperliche Trbeit ine materielle Gegenleistung erbringen das echt qautf
Fürsorge TUr iNr zeitliches Wohl während der Dauer ihrer Ordenszugehörigkeit
(Hanstein-Schäf{fer, Ordensrecht, 147, 157) Z anderen kann die Übernahme
dieser Aufwendungen durch die Steuerpflichtige nıicht anders beurteilt werden a IS
die Aufwendungen, Cie eın Steuerpflichtiger, der nicht Ordensgenossenschaft der
nicht ordensgebunden 1ST, AT den Unterhalt seiliner Familiıenangehörigen der fUur
seinen eigenen ausna. macht S NT. Dieser Vorschri{ft, die 1mM Bereich
der Körperschafitsteuer keine Anwendung findet, entspricht die Vorschrift des

NT. KSIG, demzufolge Aufwendungen für die Erfüllung VO.  D Zwecken des
Steuerpflichtigen, die durch un Satzung der sonstiige Verfassung C
schrieben SiNd, nıcht abgezogen werden dürfifen Daßl Clie Steuerpflichtige 1m Streit-
Tall mit der UÜbernahme der genannien Aufwendungen der Erfüllung ihrer
Satzungszwecke genuüugt, STE. nach den Ausiführungen über die Rechtswirkungen
der Pro{feß IUa den ena außer Zweifel

Oommentar
Der 17M 19069, e1l E, 03 fa veröffentlichte Tenor des Urteils „Begründet
die wirtschaftliche Verwertung der geıistigen Arbeit e1INESs Ordensangehörigen durch
den Orden einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, können die Aufwendungen des
Ordens TÜr den Unterhalt des Ordensangehörigen nicht als Betriebsausgaben berück-
sichtigt werden, da S1e iın Erfüllung 0O  - Verfassungszwecken des Ordens gemacht
wurden“”, hat hbeträchtliche Verwirrung ausgelöst. Dieses Urteil ıst eın klassisches
Beispiel dafür, wohin e1in einseit1ges, unkoordiniertes, (070) partikulären Nützlichkeits-
erwagungen, die noch nicht einmal zwingend sind, gefiragenes Vorgehen führt Zum
Schaden aller anderen Ordensgemeinschaften.
Das Verfahren ist-schlecht instrulert worden, WUS daraus ersichtlich iSt, daß die kla-
gende Ordensgemeinschaft ım Verlauf des Prozesses ihre Argumentation zewechselt
hatte Außerdem wurde ımm Veranlagungszeitraum der Kontrahent zgewechselt, anstelle
der Ordensgemeinschaft wurde das Ordensmitglied Vertragspartner gegenüber dem
Verlag, zwelcher das Kochbuch herausbrachte. Im Hinblick auf des Steueranpas-
sungzsgesetzes un A des BEH-Urteils (979)} Maı 1962 (VI 55/61 ( veröffent-
licht ın 19064, 143 F hat das Finanzamt jedoch die Honorare nicht dem Ordens-
mitglied, sondern der Ordensgemeinschaft zugerechnet, die S1e uch direkt der 1N-
direkt erhalten hatte Es MASX dahingestellt sein, ob damit unausgesprochen das Finanz-
am  En die Familientheorie appliziert hat Rein zivilrechtlich könnte Ma die Auffassung
verftfreten, daß e1in Ordensmitglied als Autor eines Buches Vertragspartner einNes Ver-
lages sein könnte. ber vO Ordensrecht her ıst dieser Hypothese nicht zuzustiımmen.
Denn die Ordensgemeinschaft erwirbt m1E der Profefß diese ist steuerlich die
Quelle der Eigentumsübertragung das echt Un Eigentum uch Manuskripten
Un sonstigen geistigen, yublikationsfähigen Schriften, die das Ordensmitglied wah-
end Seiner Ordenszugehörigkeit verfaßt hat (vgl CN 580, 2
Der BEH hatte einen atypischen Fall entscheiden. Normalerweise ı6$ die Abfassung
eines Werkes, zU Beispiel philosophisch-theologischer der yädazogischer Art 1ıne
rein geistige Arbeit. Ist diese Arbeit beendet, ann annn die Ordensgemeinschaft ber
die Verwertung der Urheberrechte mi1t einem Verlag einen Vertrag eingehen, der
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üblicherweise auch alle Rechte für weıtere Auflagen überträgt. Maıt der Vergabe der
Verlagsrechte durch die Ordensgemeinschaft entstehen keine speziellen Unterhaltsauf-
wendungen für das Ordensmitglied, welches die geistige Arbeit geleistet hat, da diese
ımm Moment der Vergabe beendet WT, Man kann deshalb uch nicht In der Verwer-
Tung 0UO  s Urheberrechten die Begründung e1ines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes
sehen. Die Hergabe der Verlagsrechte mu ß ach GemVO als Vermögensverwaltung
betrachtet werden.
Hıer Wr jedoch 1ne andere Sachlage vorgegeben: Eın Ordensmitglied hat aufgrund
0O  > Experimenten eın Kochbuch geschrieben, das ırm Laufe der e1ıt aufgrund weiıterer
praktischer Erfahrung iın der Kochkunst verbessert wurde. Entscheidend 1st jedoch,
daß Jür die einzelnen Auflagen jeweils separate Verträge abgeschlossen zurden
daß die Ordensgemeinschaft selbst das Kochbuch vertrieb. Erst ın dieser Einheit WTr

der Tatbestand eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes verwirklicht. Da ber gleich-
zeıt1g 11M Streitjahr für die Abfassung einer Auflage des Kochbuches keine
Überarbeitung erfolgte, konnten auch keine Unterhaltsausgaben als Betriebsausgaben
reklamiert werden.
Wenn IMa  < dagegen den Akzent auf dıe Tatsache legt, daß weiıtere Auflagen des
Kochbuchs und damıit Honorareinnahmen un der Eigenvertrieb desselben TLUY dann
möglich sind, WEeNTN das Ordensmitglied permanent Neuauflagen vorbereitet, dann
WTr ohl der Entscheidungsspielraum des BFH nicht ENS, daß nıcht auch eın
deres Ergebnis denkbar ware. Dem Orden Ware die Verwertung der Urheberrechte
des Ordensmitgliedes kaum möglich ZEWEDSEN, WEeNTN nicht zugleich dessen Unterhalt
bestritten hätte Aus dieser Sıcht Wware  P gerechtfertigt ZEWESEN, einen Anteil der
übernommenen Unterhaltskosten als Betriebsausgaben UQ den Honorareinnahmen
abzuziehen. Wenn 1ıne Ordensgemeinschaft dl der iıhr eigentümlichen Verfassung
nıicht ın der Lage ist, den Beziehungen der für S1e fäatigen Ordensangehörigen die
Form geben, die für die steuerliche Anerkennung verlangt wird, sollten ihr dar-
AUÜS steuerlich keine Nachteile entstehen (vgl auch Heuer, Kommentar Z Körper-
schaftsteuergesetz, E: Anmerkung 6)
Interessanterweise hat der BFEH nicht auf das Urteil des RFH 0UO 10933 (I
90/33) und auf eın zveliteres Urteil des RFH 1970} (VIa 22/36) eZugZ SS
ommen. Vielmehr hat der BFH versucht, die rage, ob die Unterhaltskosten für das
Ordensmitglied steuerlich als Betriebsausgaben anerkannt werden können, UQ Or-
densrecht her erhellen. Dieses Bemühen, das schon ın mehreren Urteilen der etz-
ten Jahre festzustellen 1St, kann TLÜT begrüßt werden, weil TLUY die ordensrechtlich
vorgegebenen un relevanten Tatbestände gerecht unter die entsprechenden Steuer-
gzeseize subsumiert werden können., ber dabei gelangte leider der BEH einem
sachlich falschen Ergebnis, denn der Unterhalt der Ordensmitglieder ist nicht Ver-
fassungszweck der Ordensgemeinschaft.
Zwar hätte mMa  - ın diesem SUnz speziellen un außergewöhnlichen Fall eine Entschei-
dung dahingehend akzeptieren können, daß die Unterhaltskosten nıcht steuerlich ab-
setzbar sind, ber die Feststellung, daß der verfassungsmäßige Zweck einer Ordens-
gemeinschaft der Unterhalt seiner Mitglieder Sel, kann ıIn dieser absoluten Diktion
keinesfalls UÜAUS dem Ordensrecht abgeleitet werden. Denn jeder Orden hat eın hbe-
stimmtes Ziel, 1ıne objektive Aufgabe, die kraft Verfassung durch die Arbeit sSeiner
ihm ın der Profeß verbundenen Mitglieder erfüllen hat Erst AUS diesem Tat-
bestand annn abgeleitet werden, daß infolgedessen der Orden verpflichtet LSt, für
sSeine Mitglieder ın gesunden un kranken SOWLE alten agen SOFTSEN., Würde jedoch
der Tenor des BFEFH-Urteils stımmen, dann mMÜ notwendigerweise die his-
herige steuerliche Behandlung der Orden auf den Kopf gestellt werden. Das hat
sicherlich nıicht der BEH intendiert, eher ıst vermuten, daß hei diesem Komplex
und atypischen Fall 1Nur über diesen Weg e1ine Lösung Sa
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Keinesfalls hat mi1t dem genannten Urteil der BEH ZeSsAaQT, daß Aufwendungen FÜr
Ordensangehörige ın einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb keine Betriebsausgaben
sein sollen, wWenn diese Aufwendungen ıIn einem wirtschaftlichen Zusammenhang mi1t
dem Gewinn des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes stehen. Schon das BEH-Urteil
(970)} 1960 105/59 hatte in einem analogen Fall satzungsgemäaße Auf-
wendungen als abzugsfähig anerkannt, WEeNTN S1e gleichzeitig Betriebsausgaben dar-
stellen. Deshalb hat der BFEFH uch hei diesem Kochbuch-Fall alle Aufwendungen als
Betriebsausgaben angesehen, die 1m Zusammenhang m1E der Nutzung nı mi1t der
Entstehung!) des Urheberrechtes stehen. Insoweit greift Iso das BEH-Urteil W

19068 nicht ın den bislang gewachsenen Rechtsbestand hinsichtlich der STeUEr-
lichen Bewertung der Mitarbeit v“O Ordensleuten In wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triıeben des Ordens. Denn 1er geht die steuerliche Gleichbehandlung, die sach-
gleich als steuerliche Gerechtigkeit verstehen ıst Denn der wirtschaftliche Geschäfts-
hetrieb eINES Ordens steht mi1t seinen Produkten anderen Wirtschaftsunternehmen
ım Wettbewerb, allerdings m1E der Einschränkung, daß die ın den wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieben des Ordens tatıgen Ordensmitglieder keinen Lohn 1m steuerlichen
Sınne erhalten. Damıit wird ber Lasten der ın diesem Falle steuerpflichtigen @)
densgemeinschaft das betriebswirtschaftliche Ergebnis verfälscht. Deshalhbh tauchte
ımmer wieder die Frage auf/ ob der Ansatz sogenannter fiktiver Löhne hei der (52-
winnermittlung für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 0O  - geistlichen Orden 1n Sınne
des Abs Z Satz 5tG In Verbindung mi1t GemVO möglich 6@e1., Die
Finanzbehörden haben dieses ım Hinblick auf das Urteil des RFEH DO Maı 1938
(RStBI 1935, 735) verneint. Abzugsfähig seien jedoch die dem Orden entstandenen
Aufwendungen für den Unterhalt der ın seinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben
arbeitenden Ordensangehörigen. egen 1ne Pauschalierung dieser Aufwendungen
eständen keine Bedenken.

Wie schon ben angeführt, beeinträchtigt das BEH-Urteil DO 1968 nicht den
bisher maßgeblichen Sachverhalt. Die Richtigkeit dieser Auffassung ergibt sıch AUS

einem Schreiben des Bundesministers der Finanzen “O 19771 die Finanz-
mınıster der Länder (Az B/5- 2706-31/70), den WLr ım Wortlaut wiedergeben:
„Betr. Körperschaftsteuerliche Behandlung der Ordensgemeinschaften;

hiıer NSaiz pauschalierter Unterhaltsaufwendungen
ezug Sitzung der Körperschaftsteuer- un Gewerbestfeuerreferenten und

Dezember 1970 1n Bonn
aD bal der agesordnung

nier ezugnahme auft das rgebnis der Erörterungen m11 den oberstifen Fiınanz-
ehorden der Länder WIrd der Ta der Abzugsfähigkeit der einem en
entstehenden Aufwendungen IUr den Unterhalt der ın seinem wirtschaftli  en
Geschäftsbetrie arbeitenden Ordensangehörigen WwW1e ellung g  MM  n
Na  R dem Beschluß der Körperschaftsteuerreferenten VO 78 Dezember 19653
(vgl. ıb m der Niederschrifit über die esprechun der Körperschaftsteuer-
un Gewerbesteuerreferenten Dezember können Del der Gewinn-
ermittlung MULG die wirtscha{fiftlichen Geschäftsbetriebe geistlicher Orden ilktive
ne für die ın diesen Betrieben unentgeltlich beschäftigten Ordensangehörigen
nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden. Dagegen SiNd die dem en ent-
standenen Aufwendungen TU den Unterhalt der ın seinem wirtschai{itli  en Ge-
schä{ftsbetrieb arbeitenden Ordensangehörigen ggl. 1m Wege der auschalie-
TUuNgs als Betriebsausgaben abzugsfähig Dieser Beschluß ist auch weilterhıin
anzuwenden. Dem StTe das Ytieilil des BFH VO. 1l 196838 (1 1969
M 93) nıcht entgege:



Diesem Yteil jleg eın anderer Sachverhalt zugrunde. Hier g1ng die WIrT-
scha{fftliche Verwertung der gelstigen Tbeit einer Ordensangehörigen. Diese
e1n Buch eschrieben, das Urheberrecht wurde späater 1M Rahmen eiınes wıirtschafit-
en Geschäftsbetriebes genutzt Na:  } den Feststellungen des BE  H War die
Ordensangehörige jedenfalls 1M Streitjahr icht 1ın dem wirtschaftli:  en
Geschäftsbetrie ätig, da, w1e das Fiınanzgericht fur den BFE.  H bindend festgestell
a  e S1e das Buch 1ın dieser e1t weder verfaßt noch überarbeite‘ Der
Entscheidung des BFH, dalß die Aufwendungen des Ordens 10 UL den Unterhalt
der Ordensangehörigen ın diesem Falle bel der Ermittlung des ewinnNs Aaus dem
wirtscha{ftlichen Geschäftsbetrie nıcht qals Beiriebsausgaben berücksichtigt WeTIr' -
den können, 1st zuzustimmen. Dıieser Entscheidung kann ber N1C| zwingend ent-
OINmMeEenN werden, daß dies äauch 1Ur Unterhaltsaufwendungen g1lt, die fur in wirt-
schaftlichen Geschaftsbeirieben tatige Ordensangehörige gemacht werden.“

Abschließend 61 bemerkt, daß wWwWenn der BEH ım Tenor seinem Urteil vVO

19066 0O  s „Verfassungszwecken des Ordens” spricht, dieser Ausdruck für die Weıter-
entwicklung des staatlichen Ordensverständnisses nicht hne Bedeutung ıSE Denn Nur
hei Körperschaften, die hoheitliche Funktionen ausüben, spricht INU  - 0O Verfassun-
gzgen Nur Körperschaften öffentlichen Rechts können 1M eigentlichen Sınne eine Ver-
fassungz haben ach dem Kirchenrecht sind Ordensgemeinschaften Juristische Personen
un WUT Körperschaften des kirchlich-Öffentlichen Rechtes, deren Mitglieder ın klöster-
lichen Gemeinschaften leben Da die Ordensgemeinschaften Teil, bzw Gliedkörper-
schaften der Katholischen Kirche Sind, gilt für S1e uch Art. 140
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